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Wolf-Dieter Just

Ökumenische BAG Asyl in der Kirche: Tätigkeitsbericht 2003/2004

1. Tabu - Bruch in Schwalmtal

Wie bei früheren Jahresberichten zu den Entwicklungen beim Kirchenasyl beginne ich mit der Schilderung eines konkreten Falls. Im Jahr  2003 hat uns wohl der gewaltsame Bruch des Kirchenasyls im Kloster der Dominikanerinnen von Bethanien in Schwalmtal-Waldniel am 23. Mai am meisten aufgeregt. Bewaffnete Polizei holte morgens den 40 Jahre alten Kurden Kürklü gemeinsam mit seinen 17 und 20 Jahre alten Söhnen aus der Klosterkapelle, wo diese  mit Frau Kürklü und ihren beiden Töchtern Zuflucht gesucht hatten. In der Kapelle befanden sich auch Ordensschwestern und UnterstützerInnen, die sich weigerten, die Flüchtlinge frei zu geben und sich vor der Tür eingehakt hatten. Sie wurden in rüder Manier aus der Kapelle geschleift, der Leiterin des Klosters, Schwester Klarissa, der Ordensschleier vom Kopf gerissen, die drei Flüchtlinge in Handschellen abgeführt. Frau Kürklü und ihre beiden Töchter, die wegen schwerer Traumatisierungen nicht abgeschoben werden können, weinten und schrien, flehten die Polizisten an, menschlich zu handeln und den Schutz der Familie zu respektieren – ohne Erfolg. Die Männer wurden in einem vergitterten Kleinbus abtransportiert und später in die Abschiebehaftanstalt Moers überführt. 

Zurecht ist dieser Vorgang als „Tabu-Bruch“ bezeichnet worden. Schon generell impliziert jede Räumung eines Kirchenasyls die Missachtung der Gewissensentscheidung von Menschen, die aus persönlicher Glaubensüberzeugung ihrer christlichen Beistandspflicht nachkommen. Schon vor diesem Hintergrund wird von juristischer Seite gefragt, ob nicht generell die Räumung eines Kirchenasyls gegen die Glaubens- und Gewissensfreiheit nach Art. 4 GG verstößt. In diesem speziellen Fall kommt hinzu, dass in ein Nonnenkloster eingedrungen wurde, dass man die Privatsphäre der Nonnen missachtet hat, ja sogar handgreiflich gegen sie wurde und in ihrem  Gottesdienstraum Gewalt ausgeübt hat.

In der Bewertung des Vorfalls ist gefragt worden, ob der Staatsgewalt denn gar nichts mehr heilig ist. Zeigt sich hier ein allgemeiner Wertewandel, der keinen Respekt mehr vor Gottesdiensträumen kennt, keine Scheu vor gewaltsamen Festnahmen darin? Wird der Bruch eines Kirchenasyls nicht mehr – wie bisher - die seltene Ausnahme bleiben?  Dies hätte für die Zukunft des Kirchenasyls verheerende Konsequenzen, denn dieses baut ja wesentlich auf entsprechende Hemmschwellen. - Ich bin hier allerdings nicht so pessimistisch wie andere. Die Aktion in Waldniel hat breite Proteste oder zumindest Befremden  ausgelöst – nicht nur bei denen, die uns nahe stehen. Die Aktion ist als Tabubruch in der Öffentlichkeit gebrandmarkt worden. Intern ist aus dem Innenministerium von NRW zu vernehmen, dass sich solche Aktionen nicht wiederholen sollen. So hoffe ich, dass sich bei den staatlich Verantwortlichen die Auffassung weiter durchsetzt, dass der Bruch eines Kirchenasyl „unverhältnismäßig“ ist und vermieden werden sollte. 

Problematischer ist, dass die Verantwortlichen ihre Aktion zu rechtfertigen suchten, indem sie behaupteten, der Andachtsraum im Kloster sei als sakraler Raum für sie nicht erkennbar gewesen. Dahinter steht die Auffassung, die Räumung eines Kirchenasyls ist legitim, solange der Zugriff auf die Flüchtlinge nicht in Gottesdiensträumen erfolgt. Dieser Auffassung können wir nicht zustimmen, da ihr eine Aufteilung der Wirklichkeit in heilige und profane Bereiche zugrunde liegt, die mit der Inkarnation Christi eigentlich an ihr Ende gekommen sein sollte. Gott wohnt nicht in abgeschiedenen Heiligtümern, sondern mitten unter uns. Er ist anwesend, wo zwei oder drei in seinem Namen versammelt sind. Heilig sind nicht bestimmte Räume, sondern die Gemeinschaft der Glaubenden und jeder einzelne Mensch als „Tempel Gottes“  (1.Kor 3,16ff.). Beim Kirchenasyl fordern wir nicht den Respekt vor heiligen Räumen, sondern vor der Christengemeinde, die sich aus Glaubensüberzeugung schützend vor Flüchtlinge stellt. Hier hat die BAG noch viel theologische Aufklärungsarbeit zu leisten. Dabei sollte sie auch Unterstützung von den Kirchenleitungen erhalten. 

Eine dritte Lehre aus Waldniel ist die Einsicht, dass die Gemeinde und Kirche wenig bewegt, solange sie nicht mit einer Stimme spricht. Das war schon beim Wanderkirchenasyl das große Problem. In diesem Fall sprach die katholische Kirche mindestens mit drei Stimmen – die Ordenschwestern, der Bischof von Aachen und der zuständige Regionaldekan  bewerteten die Gewährung des Kirchenasyls im Kloster in der Öffentlichkeit sehr unterschiedlich und konnten so von den politisch Verantwortlichen leicht gegeneinander ausgespielt werden. Hinzu kamen auch noch konträre Ansichten und Vorgehensweisen bei den „weltlichen“ Helfern – dem Flüchtlingsrat Viersen einerseits und den übrigen Flüchtlingsräten und Kirchenasylnetzwerken andererseits. Das bedeutet für uns, dass wir innerkirchlich einen breiteren Konsens in der Bewertung von Kirchenasyl und seinen verschiedenen theologischen, rechtlichen und praktischen Aspekten brauchen und eine bessere Zusammenarbeit der verschiedenen Ebenen angestrebt werden muss. Die BAG sucht daher seit einiger Zeit das intensivere Gespräch mit Kirchenleitungen (s.u.)

2. Weitere Entwicklungen beim Kirchenasyl

Über die zahlenmäßige Entwicklung berichtet Beate Sträter. Trotz drastisch sinkender Asylbewerberzahlen nimmt die Zahl der Kirchenasyle nur geringfügig ab. Dies liegt an der großen Zahl von ungelösten „Altfällen“. Familien, die schon seit 10 bis 15 Jahren hier leben, oft gut integriert  sind, sollen in eine „Heimat“ „rückgeführt“ werden, in der sie keine Perspektiven und Auffangnetze mehr haben. Oder es sollen ihre Kinder nach Erreichen der Volljährigkeit abgeschoben werden – in ein Land, dass sie nur aus den Berichten ihrer Eltern kennen und dessen Sprache sie oft gar nicht sprechen. Oder es geht um die drohende Abschiebung von schwer kranken oder traumatisierten Flüchtlingen. Vor diesem Hintergrund haben sich auch die Gründe für die Gewährung von Kirchenasyl verändert.  Es geht meistens nicht mehr um die Bewahrung vor erneuter politischer Verfolgung, drohender Folter u.ä., sondern um dringende humanitäre Gründe. Diese Fälle könnten leicht gelöst werden, wenn sich die Politik zu einer weiteren Altfallregelung durchringt - einer Regelung, die an weniger restriktive Bedingungen geknüpft ist wie ihre Vorgängerinnen  (z.B. Nachweis eines Arbeitsplatzes, Unabhängigkeit von Sozialhilfe und ausreichender Wohnraum etc.).

Weiterhin sind vornehmlich Kurden im Kirchenasyl – meistens Flüchtlinge, die zu den oben erwähnten „ungelösten Altfällen“ gehören und bei denen die Abschiebung eine nicht hinnehmbare menschliche Härte  bedeuten würde. - Erfreulicherweise werden derzeit für die letzten Kurden aus dem Wanderkirchasyl Lösungen in Richtung eines dauerhaften Bleiberechts gefunden. Damit geht der größte Kraftakt zu Ende, den die Kirchenasylbewegung bisher zu bewältigen hatte und findet ein positives Ende. All den vielen Gemeinden und Helfern, die sich hier engagiert haben, insbesondere Jürin Fritzlar, sei an dieser Stelle herzlich gedankt. 

3. Asylpolitische Entwicklungen und Initiativen der BAG

Die asylpolitische Diskussion der letzten 3-4 Jahre wurde fast ausschließlich durch das Ringen um ein Zuwanderungsgesetz bestimmt. Andere wichtige Probleme, die im Zuwanderungsgesetz nicht geregelt sind oder unverändert bestehen bleiben, waren politisch nicht thematisierbar. Mit der Auskunft:  „Erst muss das Zuwanderungsgesetz beschlossen sein, erst dann können andere Fragen der Asylpolitik thematisiert werden“, wurden auch unsere diversen Bemühungen um Menschenrechte für Flüchtlinge in der Illegalität, gegen die  Kriminalisierung ihrer Helfer, die Abschaffung der Abschiebehaft oder zumindest die Beachtung menschenrechtlicher Standards bei den entsprechenden Regelungen etc., abgebügelt.

 In die Diskussion um das Zuwanderungsgesetz haben wir uns regelmäßig mit Stellungnahmen und politischen Gesprächen eingebracht. Inzwischen ist das Gesetz beschlossen. Auch in seiner endgültigen Fassung haben wir es bewertet, sehen Verbesserungen und Verschlechterungen des status quo. Zu begrüßen ist die Anerkennung nicht-staatlicher  und geschlechtsspezifischer Verfolgung unter den Asylgründen, die Gleichstellung von Asylberechtigten und GFK-Flüchtlingen, die Einführung einer Härtefallregelung und die Einschränkung von Kettenduldungen – alles Regelungen, für die wir seit Jahren gekämpft haben. Leider ist die Berufung von Härtefallkommissionen als Voraussetzung für die Anerkennung von Härtefällen eine Kann-Bestimmung, d.h. für die einzelnen Bundesländer nicht verbindlich. So könnte die Regelung zumindest teilweise ins Leere laufen.

Negativ bewerten wir auch, dass Asylgewährungen innerhalb von drei Jahren noch einmal überprüft werden sollen, so dass eine langfristigere Lebensplanung für Flüchtlinge erst danach möglich wird – ein entscheidendes Integrationshindernis, das sich auch für den Staat kontraproduktiv auswirken wird. Kritisiert haben wir auch die Einrichtung von Ausreisezentren, die Verschärfung der Sicherheitsbestimmungen und das Fehlen einer Altfallregelung (– hier haben wir uns der entsprechenden Bleiberechts-Kampagne von Pro Asyl angeschlossen). Diese Verschlechterungen und das Ignorieren des Problems der sans papiers werden zur Folge haben, dass das „Asyl in der Kirche“ notwendig bleibt. 

4. Weitere Aktivitäten

a. Gespräche mit Kirchenleitungen

Aus den oben genannten Gründen haben wir begonnen, mit Kirchenleitungen über das Asyl in der Kirche zu sprechen. Es geht um eine abgestimmte Position und koordiniertes Handeln im konkreten Fall. Unsere Vorstellung ist, dass  die Arbeitsteilung im Groben folgendermaßen aussieht:

Gemeinden nehmen die Flüchtlinge auf, betreuen sie, regeln alle praktischen Dinge, besorgen Rechtsbeistand, verhandeln mit der Ausländerbehörde etc.

Netzwerke beraten die Gemeinden theologisch, juristisch, praktisch, stellen Kontakte her (z.B. zu anderen Gemeinden und Helfern), veranstalten Tagungen zum Thema, leisten die notwendige strukturelle politische Arbeit und Öffentlichkeitsarbeit, dokumentieren und werten Erfahrungen aus, veröffentlichen sie etc. Sie sorgen für die notwendige Kontinuität in der Arbeit.

Kirchenleitungen unterstützen die Gemeinden mit ihren politischen Kontakten zu Landesregierung und Parteien, bitten um erneute Prüfung des Einzelfalls und um Stillhalten, unterstützen Gemeinden bei evtl. Gerichtsverhandlungen, bei finanziellen Engpässen etc. Zudem leisten sie einen finanziellen Beitrag zur Unterstützung der Netzwerke.

Mit diesem Ansatz haben wir Gespräche mit Vizepräsident Dr. Martin Schindehütte von der hannoverschen Landeskirche und mit dem Präses der rheinischen Landeskirche, Nikolaus Schneider, geführt. Weitere Gespräche sollten bald in Angriff genommen werden. Darin ist auch der Nutzen sog. Clearing-Verfahren zu thematisieren, wie sie die rheinische Landeskirche mit den Landesregierungen in NRW, Rheinland-Pfalz und dem Saarland vereinbart hat. 

b. Tagungen

Die BAG veranstaltet einmal im Jahr eine Tagung zu aktuellen asylpolitischen Themen. Vom 13.-15. Februar 2003 haben wir gemeinsam mit der Evangelischen Akademie in Berlin-Schwanenwerder eine Tagung zum Thema „Nach der Bundestagswahl: Perspektiven der Asylpolitik“ mit guten Referenten und ca. 80 Teilnehmenden veranstaltet. Sie stand ganz im Zeichen der Diskussion um das Zuwanderungsgesetz.

Die Tagung in diesem Jahr fand ebenfalls in Berlin statt, u.z. am 12./13. März gemeinsam mit der Diakonischen Akademie Deutschland. Unser Thema war „Menschenrechte für Flüchtlinge“ und zielte darauf, die Arbeit mit Flüchtlingen stärker als bisher als Menschenrechtsarbeit zu verstehen und die entsprechenden Konsequenzen auszuleuchten. Auch sie war mit 90 Teilnehmenden gut besucht. Die interessanten Beiträge zu dieser Tagung sind in der epd-Dokumentation Nr. 23/2004 veröffentlicht worden. 

Darüber hinaus ist die BAG als Mitveranstalter beim Asylpolitischen Forum vom 5.-7.Dezember 2003 in Mülheim aufgetreten und wird auch beim Forum 2004 (22.-24.Oktober in Iserlohn) mitwirken.

c. Kirchentage 

Die BAG hat sich sehr aktiv mit ihrer Arbeit beim 1.Ökumenischen Kirchentag in Berlin (28.5.-1.6.2003) eingebracht, insbesondere als Mitträger der Werkstatt „Flucht und Asyl“ in der Heilig - Kreuzkirche in Kreuzberg – mit Jürgen Quandt als Hauptverantwortlichem und tatkräftiger Mitwirkung von Bernd Göhrig sowie weiteren Vorstandsmitgliedern. Es gab vonDonnerstag bis Samstag Programm von morgens bis abends – Podiumsgespräche zu Kirchenasyl und Illegalität, zur medizinischen Versorgung von Ausländern und zur Abschiebehaft, Vorträge,  Bibelarbeiten,  Filme und Konzerte, eine liturgische Nacht im Andenken an die Opfer von Asyl- und Abschiebepraxis und ein Fest mit Flüchtlingen und Migranten.

Die BAG war auch beim diesjährigen Katholikentag präsent, der im Juni in Ulm stattfand. Verantwortlich war von unserer Seite Bernd Göhrig. Die BAG hat sich im Ökumenischen Zentrum in der Martin-Luther-Kirche an einer Veranstaltung zu Flüchtlingen in der Illegalität beteiligt und abends an einem ökumenischen Gottesdienst zu Hebr 13.

d. Veröffentlichungen

-   Im Frühjahr 2003 ist das „Handbuch Kirchenasyl“, herausgegeben von W.D.Just und

B.Sträter im von Loeper-Verlag erschienen. Es hat 268 Seiten und erfasst alle 

wichtigen  theologischen, juristischen, politischen und praktischen Aspekte des Asyls 

in der Kirche. Es erfreut sich reger Nachfrage.

-    Im gleichen Verlag erschien in diesem Jahr die deutsche Fassung des „Book of 

Solidarity“, herausgegeben von Picum, Pro Asyl und der Freudenberg Stiftung. Das

Buch handelt von der Lebenssituation von Menschen ohne Papiere in Deutschland, 

Belgien, den Niederlanden und Großbritannien und stellt die Arbeit der verschiedenen

Solidaritätgruppen in diesen Ländern vor. Die BAG gehört zu den Trägern von Picum 

(Platform for Internationl Cooperation on Undocumented Migrants). Hildegard Grosse

vertritt die BAG bei Picum und war Mitglied des Redaktionsausschusses.

- Schließlich ist im Juni dieses Jahres bei von Loeper eine Dokumentation unserer       Ausstellung zum Kirchenasyl erschienen, über die noch zu berichten sein wird.(s.u.)

- Erwähnt sei hier der von der Geschäftsstelle der BAG herausgegebene  Infobrief vom März 2003. Vor dem Hintergrund einiger Gerichtsverfahren gegen Kirchenasylpfarrer hatte er als Thema die „Kriminalisierung der Helfer“.

- Der Vollständigkeit halber erwähne ich an dieser Stelle noch einmal die Dokumentation unserer Tagung „Menschenrechte für Flüchtlinge“ in der epd-Dokumentation 23/2004.

5. Beziehungen zum Diakonischen Werk der EKD

Die BAG unterhält von Beginn an gute Beziehungen zur Diakonie. Diese ist mit mehreren ihrer Mitarbeiterinnen in unserem Koordinationsrat vertreten; einige Diakonische Werke auf Landesebene leisten einen finanziellen Beitrag zu unserer Arbeit; die letzte Jahrestagung haben wir gemeinsam mit der Diakonischen Akademie Deutschland veranstaltet und wollen diese Kooperation fortsetzen etc. 

Vor diesem Hintergrund hat es bereits 1996 Überlegungen gegeben, die BAG zu einem Fachverband des Diakonischen Werkes zu machen. Das DW war damals zu einer Aufnahme bereit. Der Koordinationsrat hatte jedoch Bedenken, weil dies den ökumenischen Charakter der BAG möglicherweise verundeutlichen würde und die BAG zudem den Charakter einer freien Initiative verlieren könnte.

Inzwischen hat  der Koordinationsrat diese Bedenken zurückgestellt – nicht zuletzt in der Hoffnung, die BAG finanziell besser abzusichern - und den Vorstand beauftragt, noch einmal die Möglichkeiten für die BAG als Fachverband des DW auszuloten. Hildegard Grosse und ich haben daraufhin am 30.1.04 ein Gespräch mit dem Leiter der Berliner Stelle des DW, Herrn Steinhilber, geführt. Es zeigte sich, dass der Zeitpunkt für entsprechende Verhandlungen ungünstig war, weil das DW nach Berlin umzieht und mitten in umfassenden Umstrukturierungen ihrer Arbeit steht. Außerdem will man die Fachverbände reduzieren und hat seit 7 Jahren keinen neuen Fachverband mehr aufgenommen. Dennoch wollte Steinhilber die Möglichkeit der BAG als Fachverband nicht ausschließen und zeigte – vor allem auf Grund unseres Fachwissens in Asylfragen -deutliches Interesse an einer Zusammenarbeit. Eine finanzielle Unterstützung könne es nur auf Projektbasis geben. Die Gespräche sollen fortgesetzt werden, wenn die Umstrukturierungen im DW vollzogen sind. 

6.  Zehn Jahre Ökumenische BAG Asyl in der Kirche

Die Ökumenische BAG Asyl in der Kirche ist in diesem Jahr 10 Jahre alt geworden. Wir haben dies am 12.März mit einem Festakt während unserer Jahrestagung in Berlin gefeiert. Es gab prominente Gäste, Reden, Glückwünsche, Grußworte, eine Ausstellung und eine Sprechmotette zum Asyl in der Kirche, Musik, Speis´ und Trank – eine würdige und gelungene Feier. Glückwünsche und Grußworte kamen u.a. von Prälat Dr. Stephan Reimers (EKD-Beauftragter am Sitz der Bundesregierung), Pfarrer Wolfgang Miele (Nationaldirektor für die Ausländerseelsorge der Deutschen Bischofskonferenz), Hermann Uihlein (Deutscher Caritas-Verband), Claudia Roth (Menschenrechtsbeauftragte der Bundesregierung) und Dr. Dieter Wiefelspütz (Innenpolitischer Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion) – alles Personen, die unserer Arbeit seit Jahren verbunden sind. In meiner Festrede habe ich auf die vergangenen 10 Jahre zurückgeblickt und unser Verständnis von Kirchenasyl als Menschenrechtsschutz dargelegt – alles nachzulesen in der erwähnten epd-Dokumentation. Großen Anklang fand unsere Ausstellung „20 Jahre Kirchenasylbewegung in Deutschland, 10 Jahre  Ökumenische Bundesarbeitsgemeinschaft Asyl in der Kirche“. Sie zeigt interessant und sehr anschaulich die Entwicklung des Kirchenasyls in der Bundesrepublik von den Anfängen 1983 über die Gründung der BAG 1994 bis heute, informiert über den asylpolitischen Kontext, die Kontroversen um das Kirchenasyl, die zahlenmäßige Entwicklung, über den Alltag im Kirchenasyl, die Situation der Kinder und Jugendlichen, das Wanderkirchenasyl und vieles andere mehr. Die Ausstellung kann von Gemeinden und Institutionen ausgeliehen werden, ist allerdings in diesem Jahr schon ausgebucht. Es ist das große Verdienst von unserer Geschäftsführerin, Beate Sträter, dieses Projekt initiiert, konzipiert und durchgeführt zu haben. 

Für mich ist dies der letzte Tätigkeitsbericht, den ich abzuliefern habe. Nach über 10 Jahren möchte ich den Vorsitz in der BAG abgeben. Ich bedanke mich bei allen, die mich in dieser Arbeit begleitet und unterstützt haben – im Vorstand, im Koordinationsrat, in der Geschäftsstelle, in den Kirchen, den Initiativen der Flüchtlingshilfe, in Politik und Medien - sie alle hier aufzuzählen würde den Rahmen dieses Berichtes sprengen. Ich habe viel gelernt, manchmal gelitten, vor allem aber – gerade in dieser Arbeit - wunderbare Menschen kennen gelernt. Darum habe ich das Gefühl, mehr empfangen als gegeben zu haben.  Ich hoffe, dass die Arbeit weitergeht -  u.z. solange wie in Deutschland erbarmungslos abgeschoben wird – ohne Rücksicht auf die Gefahr erneuter Verfolgung oder mangelnde Lebensperspektiven im Herkunftsland, ohne Respekt vor Familienbanden, Krankheit oder Traumatisierung. Diese moralisch oft erbärmliche Praxis ist vielleicht der schwärzeste Fleck im Leben unserer Republik und bleibt eine Herausforderung für die Christen in der Nachfolge des Herrn, der gekommen ist, damit alle Menschen „das Leben und reiche Fülle haben.“ (Joh 10,11)

Beate Sträter

Tätigkeitsbericht der Geschäftsstelle für das Jahr 2003/2004

1. 1. Kirchenasyle im Jahr 2003

Wie immer möchte ich beginnen mit einem Überblick über die Kirchenasyle im letzten Jahr. Auch weiterhin  ist ein Rückgang der Kirchenasyle zu beobachten:  Insgesamt gab es im  Jahr 2003 38 öffentliche Kirchenasyle, dies ist im Vergleich zum Vorjahr ein Rückgang von ca. 16 % ( zum Vergleich: 2002: 45 KA)

Hiervon wurden 16 Kirchenasyle im letzten Jahr neu begonnen, 20 Kirchenasyle wurden beendet, davon 16 mit positivem Ausgang.

33 evangelische Gemeinden, 5 katholische, sowie 1 Kloster  gewährten 126 Personen Zuflucht, darunter waren 72  Kinder und Jugendliche. In 24 Fällen wurden Familien geschützt. 

Hinzu kommen noch die sog. stillen Kirchenasyle, für die genaue Angaben naturgemäß schwieriger sind. Nach unseren Informationen gab es im Jahr 2002 13 stille Kirchenasyle mit  30 Personen.

Tabelle 1: Verteilung nach Bundesländern

Bundesland
Anzahl der Fälle

Nordrhein-Westfalen
10

Niedersachsen
6

Baden-Württemberg
2

Berlin
2

Bremen
1

Hamburg
1

Thüringen
1

Brandenburg
4

Sachsen
2

Sachsen-Anhalt
1

Saarland
1

Schleswig-Holstein
6

Hessen
-

Mecklenburg-Vorpommern
-

Rheinland-Pfalz
1

Bayern
-




Öffentliche Kirchenasyle
38

Stille Kirchenasyle
13

                                                          Gesamt
51

Bei den Zahlen der Herkunftsländer stellen kurdische Flüchtlinge aus der Türkei wie in den vergangenen Jahren mit Abstand die größte Gruppe, gefolgt von Flüchtlingen unterschiedlicher Herkunft.:

Herkunftsland
Fälle
Personen,

insgesamt:

Türkei/Kurden
20
91

Togo
2
2

Kongo
6
11

Roma
1
5

 Mazedonien (Albanber)
1
3

Kosovo 
1
1

Iran
1
3

Vietnam
1
2

Ukraine
1
1

Algerien
2
2

Sri Lanka (Tamilen)
2
5

Tabelle 2: Mit welchem Ergebnis für die Flüchtlinge wurde das Kirchenasyl beendet?

Ende des KA:

in %

Anerkennung wegen politischer Verfolgung nach Art. 16 GG


1


Anerkennung wegen politischer Verfolgung nach §51 AuslG, 

sog. kleines Asyl


1


nach § 53 AuslG*


2


Aufenthaltsbefugnis


1


Duldung 


8


Bleiberecht (?)


1


Heirat


2


insgesamt erfolgreiche Kirchenasyle:


16
80 %

untergetaucht
2


Räumung*
2


insgesamt nicht erfolgreich beendete Kirchenasyle
4
20%



insgesamt:
20


* in einem Fall wurden nachträglich Aufenthaltsbefugnisse ausgesprochen, allerdings mussten die erwachsen gewordenen Kinder ausreisen.

1.2. Aktuelle Entwicklungen  2004:

Im laufenden Jahr sind bisher 10 öffentliche und 3 stille Kirchenasyle neu begonnen worden. 

Darunter sind 2 Fälle in Baden- Württemberg, einer in Bremen, zwei in Hessen, ein Fall in Nordrhein-Westfalen, zwei in Sachsen und je einer in Schleswig Holstein und Berlin. Auch von zwei neuen stillen Kirchenasylen in Niedersachsen und in NRW wurde uns berichtet. 

Neben dem spektakulären Fall in Schwalmtal, über den Wolf-Dieter Just berichtete, möchte ich noch einige kleine Erfolge vermelden.

Seit 1999 befand sich eine kurdische Familie in Solingen im Kirchenasyl. Dieses Kirchenasyl ist seit Juni diesen Jahres gelöst worden, nachdem keiner mehr damit gerechnet hat. Es sind Duldungen ausgesprochen worden, die hoffentlich bald in einen gesicherten Aufenthalt umgewandelt werden, damit die Familie dann nach etlichen Jahren des Bangens eine gesicherte Existenz in Solingen aufbauen kann. Die Familie sucht nun eine Wohnung im Stadtteil der Gemeinde, um möglichst nahe bei den Menschen bleiben zu können, die sie in den letzten Jahren unterstützt haben. 

Auch der Fall des Togoers John Agbolete in Bremen ging nach dramatischen Entwicklungen und zähem Ringen doch noch glücklich durch die Heirat mit seiner deutschen Freundin zu Ende. Hier wurde besonders die unverantwortliche Praxis der Bremer Innenbehörde deutlich, die sich weigerten unabhängige Gutachter und sogar die des eigenen Gesundheitsamtes zu akzeptieren und einen eigenen pensionierten Psychiater als einzig kompetenten Gutachter benannten und akzeptierten: Dieser hatte natürlich im Sinn der Innenbehörden dem traumatisierten und suizidgefährdeten Flüchtling beste Gesundheit bescheinigt.

Zwei Kirchenasyle in Baden-Württemberg wurden in diesem Jahr mit Blick auf das Zuwanderungsgesetz ausgesetzt, die Familien konnten das Kirchenasyl verlassen . Was nun das Zuwanderungsgesetz für diese Flüchtlinge wirklich bringen wird, können wir alle wohl noch nicht richtig einschätzen.

Der Trend, dass es sich bei den Flüchtlingen weitgehend um Menschen handelt, die sich oft schon mehr als 10 Jahre in Deutschland aufhalten, setzt sich weiter fort. Wolf-Dieter Just hat hierzu schon das Nötige gesagt.

Auch bei einem zahlenmäßigen Rückgang der Kirchenasyle besteht nach meiner Wahrnehmung weiterhin großer Bedarf an Beratung von Gemeinden. Hierbei fällt mir auf, dass es sich dabei häufig um Gemeinden auf dem Land oder in Kleinstädten handelt, etliche auch aus den neuen Bundesländern. Ein weiterer Abbau der Flüchtlingsberatung durch Kirchen oder Wohlfahrtsverbände schlägt womöglich gerade in den Regionen besonders stark zu Buche, in denen das Beratungsnetz grobmaschiger ist, als z.B. in städtischen Ballungszentren. Bei einem kleinen Teil der Anfragen entwickeln sich daraus wirklich Kirchenasyle, soweit ich dies dann mitbekomme, sei es weil es mir gemeldet wird oder weil ich aus der Presse davon erfahre.

Vor diesem Hintergrund würde ich nicht zu schnell davon reden wollen, dass das Kirchenasyl ein Auslaufmodell ist. Vielleicht ist der individuelle Aspekt der Hilfeleistung bei manchen Gemeinden auf Kosten des exemplarischen politischen Handelns stärker in den Vordergrund getreten. Die ermüdenden Erfahrungen mit dem Zuwanderungsgesetz haben hierzu sicher auch einen Beitrag geleistet.

2. Arbeit der Geschäftsstelle

Die Arbeit der Geschäftsstelle im Jahr 2003 war zeitweise etwas eingeschränkt, da ich von April bis September aufgrund von Elternzeit nur geringfügig beschäftigt war. 

2.1. Publikationen

Wie im Bericht des Vorstandsvorsitzenden bereits angesprochen wurde, haben wir Jahr 2003 einen Infobrief herausgegeben. Er hatte die Kriminalisierung der Helfer zum Thema, unter dem Eindruck der diversen Verfahren, die in Niedersachsen liefen, aber auch in Hinblick auf die humanitäre Klausel, die nach einer Richtlinie der Europäischen Kommission auch in nationale Gesetzgebung eingehen könnte, wenn denn der politische Wille dazu da wäre. Unsere Versuche, die Forderung hiernach auch in der Öffentlichkeit stärker zu machen, haben bisher keinen großen Erfolg gehabt. Auch im neuen Zuwanderungsgesetz wird die Strafbarkeit von Hilfeleistungen an Menschen ohne Papiere fort geschrieben.

 Im Jahr 2004 war es bisher der Ausstellungskatalog, zu dem ich einleitende Texte geschrieben habe und für den noch einmal komplett alle Rechte und Quellen überprüft werden mußten.

2.2. Öffentlichkeitsarbeit
Neben den üblichen Kontakten zu Journalisten und Medienvertretern oder verschiedenen kleineren Beiträgen in Broschüren und Zeitschriften, haben im Jahr 2003 und auch in diesem Jahr die großen Projekte die Geschäftsstelle, also Dorte Eifler und mich, stark beschäftigt.

Nach meiner Rückkehr aus der Elternzeit  im September 2003, die durch die verläßliche und kompetente Vertretung durch Dorte den wenigsten aufgefallen sein mag, war es in erster Linie die Antragstellung für die Ausstellung und die Vorbereitung von Ausstellung und Jubiläum. Es wurden alle Kirchenasylgemeinden mit der Bitte um Material angeschrieben, es gab ein teilweise sehr unerfreuliches Antragsverfahren bei einigen Geldgebern, und es gab die sehr kurze Zeit, die uns blieb, um bis zum März die Ausstellung fertig zu haben. Ausgesprochen positiv und angenehm war die Zusammenarbeit mit dem Textbüro und den Grafikerinnen, denen das Thema Spaß machte und die mich mit ihrer Professionalität und Verläßlichkeit sehr beeindruckt haben.

Trotzdem blieb sehr viel für uns zu tun übrig: Beschaffung und Bereitstellung des Materials, Recherche, Verhandeln über Bilderrechte und schließlich die inhaltliche Überprüfung.

Alles in allem bin ich sehr froh, dass wir diese Anstrengung unternommen haben und solch ein gutes Ergebnis in der relativ kurzen Zeit erzielen konnten. Auch weiterhin beschäftigt uns die Terminkoordination der Ausstellung, der Versandt von Infomaterial und Plakaten, die Aktualisierung im Internet in nicht unerheblichen Maße. Doch die gute Auslastung der Ausstellung und das rege Interesse sind dies auf jeden Fall wert.

2.3. Tagungen

Bei der Tagungsvorbereitung ist die Geschäftsstelle deutlich stärker involviert, als dies noch in den Zeiten der Fall war, als Wolf-Dieter Just noch in Mülheim war. Die Zusammenarbeit mit der Diakonischen Akademie ist sehr erfreulich, muß sich aber auch erst noch einspielen. Fragen der Einladungen, der Referenten, der Abrechnung sind viel stärker als bisher auch zu unseren Aufgaben geworden.

Als Mitveranstalter des Asylpolitischen Forums 2004 habe ich an den Vorbereitungen teilgenommen und werde auch bei der Veranstaltung einige Aufgaben übernehmen. Auch Wolf-Dieter Just wird dort mitarbeiten. Wie sich der Wechsel nach Iserlohn als Tagungsort auswirken wird, bleibt abzuwarten.

2.4. Ökumenischer Kirchentag in Berlin und Katholikentag in Ulm

Über den Ökumenischen Kirchentag in Berlin wurde bereits berichtet. An der Vorbereitung der Veranstaltungen beim Katholikentag in Ulm im ökumenischen Zentrum war die Geschäftsstelle in enger Zusammenarbeit mit IKvu intensiv beteiligt. Trotz der hochkarätigen Besetzung des Podiums war die Teilnehmerzahl enttäuschend gering. Wir waren an der Gestaltung eines Gottesdienstes beteiligt und auch dort war die Wanderausstellung zu sehen.

Bei beiden Veranstaltungen war Dorte Eifler mit großem Einsatz für uns dabei und hat etliches an organisatorischen Dingen und natürlich auch den Büchertisch übernommen.

3. Finanzen

3.1. Förderkreis

Der Förderkreis hat weiterhin 125  Mitglieder und trägt mit knapp 7000 EUR zu einem erheblichen Teil zu unseren jährlichen Einkünften bei. Die Mitgliederzahlen stagnieren, auch die freundliche Bitte Claudia Roths bei unserer Jubiläumsveranstaltung, uns doch eine Fördermitgliedschaft zum Jubiläum zu schenken, fand leider wenig Widerhall. 

3.2. Landeskirchen und EKD

Die unverändert schwierige Finanzlage der BAG konnte im Jahr 2003 durch meine eingeschränkte Beschäftigung und der damit verbundenen Reduzierung der Personalkosten etwas abgefangen werden.

Unsere Einnahmen betrugen 2003 46. 262 EUR, unsere Ausgaben betrugen 33.127 EUR, so dass wir mit einem Plus von 7.014 EUR abschließen konnten. Hierin sind allerdings 4.710 EUR Zuschüsse für 2004 enthalten, die bereits Ende des Jahres eingingen.

Die EKD zahlte im Jahr 2003 lediglich 4.449 EUR Defizitausgleich. Bei Gesprächen, die wir in Hannover führten, wurde dann allerdings vereinbart, dass wir jährlich einen festen Betrag bekommen sollen, der in diesem Jahr bei 7.000 EUR lag.

Auch 2003 -und weiterhin- leisteten Hannover, Württemberg, und das Rheinland, also wirklich große Landeskirchen, keinen Beitrag zu unserer Arbeit 

Die Finanzlage im Jahr 2004 gestaltet sich wesentlich schwieriger, was zum einen an den wieder voll zu Buche schlagenden Gehaltskosten liegt. Ein anderer Faktor sind trotz der Zuschüsse verbliebene Kosten für die Ausstellung, die erst nach und nach - zumindest teilweise - durch Leihgebühren wieder zurückkommen.

Das Jahr 2005 wird sicherlich noch schwieriger. Schon jetzt hat der VDD angekündigt, nichts mehr zu bezahlen und auch die Finanzlage der Kirchen lässt wenig Gutes hoffen. 

Hier ist unsere Phantasie gefragt, jedoch nicht nur bei der Geldbeschaffung, sondern erst einmal bei größeren Anstrengungen, unsere Arbeit in die Öffentlichkeit zu transportieren.

4. Planung 2005

Der Wechsel des Vorsitzes wird auch für die Arbeit der Geschäftsstelle einiges verändern. In welche Richtung diese Veränderungen gehen werden, werden die nächsten Monate zeigen. Natürlich ist es auch ein Wechsel der Menschen, die dieses Amt ausüben. Die enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit mit Wolf-Dieter Just hat die Arbeit in der Geschäftsstelle geprägt, in vielem hat er der Arbeit sein ganz eigenes Profil gegeben. Ich möchte mich an dieser Stelle ganz herzlich für diese Zeit bedanken. Ich möchte mich bedanken, für das was ich gelernt habe,  für manches, was mir nicht immer leicht fiel, das letztlich seine guten Früchte getragen hat. Hierzu gehörte sicher eine gewisse Hartnäckigkeit, mit der Wolf-Dieter Just seine inhaltlichen und politischen Anliegen vertrat und auch gegen manches Zögern von meiner Seite durchsetzte. Ich möchte mich bedanken für das Verständnis für meine manchmal schwierige Arbeitssituation, die aus der Tatsache resultierte, dass ich Kind und Arbeit zeitweise nicht nur organisatorisch, sondern auch räumlich unter einem Hut bringen musste. 

Ohne dieses Verständnis hätte ich diese Arbeit sicher nicht weitermachen können. Ich wünsche mir, dass mit dem Ende des Vorsitzes nicht jede Zusammenarbeit zu Ende geht und es noch viele Anknüpfungs - und Berührungspunkte geben wird.

Ich bin gespannt und freue mich auf das, was neu

6 auf die Geschäftsstelle zukommt: Sicherlich ein anderer Stil, natürlich wird uns auch der Norden etwas näher rücken. Wir werden in den kommenden Jahren vor anspruchsvolle Aufgaben gestellt werden, was die Zukunft unserer Arbeit betrifft, was die Zukunft der BAG betrifft und welche neuen Wege wir einschlagen werden und müssen. Wege, um die unschätzbaren Erfahrungen der zwei Jahrzehnte Kirchenasylbewegung fruchtbar zu machen und weiterhin fantasievolle und überzeugende Formen zu finden, um die Lebensbedingungen von Flüchtlingen und Asylsuchenden in  diesem Land humaner und gerechter zu gestalten, was schließlich nicht nur eine Frage ihrer, sondern auch unserer menschlichen Würde ist.
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